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Ja, dieser Vorgang verletzt das
Völkerrecht. Ausgangspunkt
bildete die Erklärung der Un-

abhängigkeit der Krim durch den
Obersten Rat der autonomen Re-
gion Krim, die am 11. März im
Windschatten der gewaltsamen
«Maidan»-Proteste gegen die
ukrainische Regierung unter Janu-
kovitsch erfolgte. Am 16. März
sprach sich in einem Referendum
eine überwältigende Mehrheit der
Bevölkerung für die Vereinigung
der Krim mit Russland aus. Eine
Eigenstaatlichkeit der Krim oder
die Beibehaltung des Status quo
stand nicht zur Auswahl. 

Die Abstimmung, ihre Vorbe-
reitung und Auszählung wurden
nicht von offiziellen internationa-
len Wahlbeobachtern begleitet.
Stattdessen übten russische Trup-
pen de facto die Kontrolle auf der
Krim aus. Sie hatten Militärstütz-
punkte und administrative Ein-
richtungen in ihre Gewalt ge-
bracht und waren während des Re-
ferendums präsent. Am Tag darauf
erkannte Russland die Krim als
souveränen Staat an. Am 20. März
stimmte das russische Parlament
einem Eingliederungsvertrag zu. 

Der Gebietswechsel ist in den
Kategorien des Völkerrechts am
ehesten als Annexion einzuord-
nen, als gewaltsame Ergreifung
und Einverleibung von Gebiet.
Das verletzt das in der UN-Charta
verankerte Verbot der Androhung
oder Anwendung militärischer
Gewalt. Der Vorgang kann auch
als eine Sezession qualifiziert wer-
den – als Abspaltung eines Gebiets

eines Staates ohne das Einver-
ständnis der Zentralregierung.

Wie auch immer der Vorgang
formal einzureihen ist, er war völ-
kerrechtswidrig. Die Berufung auf
eine historische Zugehörigkeit der
Krim zu Russland ist nicht mass-
geblich. Der Gebietswechsel ver-
letzt das Völkerrechtsprinzip der

territorialen Integrität, erwähnt in
Artikel 2 Abs. 4 der UN-Charta
und in der Schlussakte von Hel-
sinki von 1975.

Das Selbstbestimmungsrecht
der Völker kann in ein gewisses
Spannungsverhältnis dazu geraten.
Es räumt «Völkern» das Recht ein,
ihr politisches Schicksal frei selbst
zu bestimmen. Dieses Recht muss
normalerweise durch Autonomie-
Arrangements innerhalb des un-
versehrt bleibenden Gesamtstaates
realisiert werden («innere Selbst-
bestimmung»). Unter sehr stren-
gen Voraussetzungen wird eine so-
genannte «abhelfende Sezession»
(«remedial secession») ausnahms-
weise nachträglich hingenommen.
Diese Bedingungen waren hier
nicht erfüllt. Es ist unklar, ob die
Bevölkerung der Krim überhaupt

Träger dieses Rechts ist. Ist sie als
«Volk» im Sinne des Völkerrechts,
getrennt vom ukrainischen und
russischen Volk anzusehen? Jeden-
falls wurde diese Bevölkerung oder
der russischsprachige Teil davon
nicht schwer diskriminiert. Ferner
wurdekeinordnungsgemässesVer-
fahren zur Ausübung des Selbstbe-
stimmungsrechts angewandt. Ins-
besondere erfüllte das Referendum
nicht die internationalen Stan-
dards. Es fehlten vor allem die Be-
friedung des Gebiets und interna-
tionale Beobachtung.

Der internationale Gerichtshof
hat im Gutachten zum Kosovo
klargestellt, dass Unabhängigkeits-
erklärungen, die mit Verletzungen
des Gewaltverbots oder anderen
krassen Völkerrechtsverletzungen
einhergehen, völkerrechtswidrig
sind. Eine von Russland angeführ-
te «Einladung» des (abgesetzten
und geflohenen) Präsidenten Janu-
kovitsch war aus völkerrechtlicher
Sicht irrelevant, weil dieser weder
effektive Regierungsgewalt ausüb-
te, noch Legitimität genoss. 

Weil der Gebietswechsel unter
massiver Verletzung fundamenta-
ler Völkerrechtsnormen herbeige-
führtwurde,sinddieMitgliederder
internationalenGemeinschaft ver-
pflichtet, ihn nicht anzuerkennen.
Hierzu forderte die UN-General-
versammlung (Resolution 11493
vom27.März2014)alleStaatenauf.
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